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8. Ausschöpfung aller legitimen Möglichkeiten, das 
Ansehen der Gewerkschaften zu erhöhen: Einfluß­
nahme auf die öffentliche Meinung und W erbung von 
Mitgliedern.
Die Beachtung dieser umfassenden, überwiegend for­
malen Richtpunkte würde die Gewerkschaften vor 
sehr schwierige und langwierige Aufgaben stellen. 
Aber nur so können sie den Ansatz zu einer echten 
Reform auf demokratischer Grundlage finden. Denn 
dazu gehört, daß die gegebene Sozialordnung als

Ausgangspunkt bejaht und damit für verteidigungswert 
gegen alle totalitären  Angriffe angesehen wird und daß 
die Spielregeln, die der Macht- und Meinungskampf 
der Sozialpartner zu beachten hat, für die Umgestal­
tung der Sozialordnung selbst festgelegt werden. Da­
mit würden sich auch leichter auf beiden Seiten die­
jenigen zusammenfinden, die mehr wollen als ihre 
persönliche Macht verankern, nämlich eine stabile, 
von totalitären Gefahren freie Sozialordnung zu 
schaffen bestrebt sind.

Zur Debatte steht: Sozialreform ist eine ethische Verpflichtung
Um die Notwendigkeit einer So­
zialreform zu begründen, werden 
häufig zwei Argumente angeführt, 
die sicher besonders geeignet sein 
mögen, auch Skeptiker für diese 
Idee zu gewinnen; Einmal wird sie 
als schärfste Waffe gegen die Un­
terwanderung mit kommunistischen 
Ideen gepriesen, zum anderen als 
das geeignetste Stimulans zur Er­
höhung der Produktivität verord­
net. Beides können willkommene 
Auswirkungen sein, die Initiative 
dazu sollte aber tiefer gegründet 
sein. Eine Reform der gesamten 
sozialen Vorsorge muß der Idee 
der Menschlichkeit entspringen, die 
die tragende Säule unserer abend­
ländischen Kultur ist.

Die große Konzeption der deut- 
sdien Sozialversicherung, die den 
wirtschaftlichen Verhältnissen um 
die Jahrhundertwende entsprach 
und mit Recht als vorbildlich anzu­
sprechen war, wird den heutigen 
Verhältnissen nicht mehr gerecht. 
Sowohl die quantitative Zunahme 
der Verstädterung und der Indu­
strialisierung als auch die cjuali- 
tative Beanspruchung des Men­
schen haben unser Gesellschafts­
bild von Grund auf geändert, und 
dieser Wandlung muß auch die 
Sozialordnung gerecht werden. Daß 
sie das heute nicht mehr wird, 
beweist die fliegende Angst vor 
der Zukunft, die uns heute alle 
verzehrt. Es ist die vornehmste 
Aufgabe des Staates zu aller Zeit 
gewesen, seine Mitglieder zu 
schätzen und ihnen die V orausset­
zung dafür zu geben, in Sicherheit 
ihre Kräfte zum W ohle der Ge­
samtheit zu entfalten.

Wenn wir das System der sozia­
len Vorsorge auf der sozialethi­
schen Grundidee der modernen 
abendländischen Gesellschaftsord­
nung aufbauen, so sind damit 
wesentliche Richtlinien für die 
Sozialreform gegeben; Alle Mit­
glieder der Gesellschaft sollten nach 
Maßgabe ihrer wirtschaftlichen 
Kraft zu dem für die soziale Vor­
sorge erforderlichen Aufkommen 
beitragen, was durchaus nicht einen

allgemeinen nivellierten Leistungs­
anspruch aller Beitragenden zu be­
gründen braucht. Das bedeutet, daß 
Versorgungs- und Versicherungs­
prinzip Hand in Hand gehen müs­
sen, ohne daß eines von beiden 
einen Ausschließlichkeitsanspruch 
erheben darf. Um der Entschei­
dungsfreiheit des Leistungsempfän­
gers einen größeren Spielraum ein­
zuräumen, sollte man ernstlich dar­
an denken, ob man nicht Methoden 
des privaten  Versicherungssektors 
auch in das Gebiet der Sozialvor­
sorge übernehm en kann. Und 
schließlich w äre grundsätzlich zu 
erwägen, ob man nicht auch die 
privaten Versicherungsträger über­
haupt iii das System der gesamten 
Vorsorge für einen bestimmten

Aufgaben- oder Empfängerkreis 
einschalten sollte, was auf dem 
W ege einer obligatorischen Privat­
versicherung möglich wäre.

Gewiß kann das ganze soziale 
Vorsorgesystem nicht von heute auf 
morgen auf eine neue Grundlage 
gestellt werden. Im allgemeinen ist 
man der zutreffenden Meinung, daß 
der Ausbau der A ltersversorgung 
zuerst in Angriff genommen w er­
den muß. Man sollte daran aber 
nichts eher gehen, als man sich 
über die Konzeption des gesamten 
Reformwerkes schlüssig geworden 
ist. Eine schnelle Konzipierung des 
gesamten Reformwerkes ist drin­
gend, und diese darf nicht zum 
Spielball parteipolitischer Zweck­
m äßigkeiten werden. (h)

Ersatz für das Exportförderungsgesetz?
M it dem 31. 12. 1955 sind die 
Steuerbegünstigungen des Export­
förderungsgesetzes ausgelaufen. 
W ären seine ertragsteuerlichen 
Begünstigungen lediglich ihrer 
Zweckbestimmung entsprechend zur 
Kapitalbildung benutzt worden, 
dann w äre die Beendigung weniger 
problematisch. Die Steuerersparnis 
wurde aber vielfach — nach der 
Enquête einer Handelskammer im 
süddeutschen Raum in 70 Vo aller 
untersuchten Fälle — zur Verbilli­
gung der W are benutzt. In diesen 
Fällen haben sich seit dem 1. 1 1956 
also die Grundlagen der Kalkula­
tion geändert, und es mag nun­
mehr Vorkommen, daß der Export 
zu gleichen Preisen wie bisher un­
interessant, wenn nicht gar unmög­
lich wird. Im immer schärfer w er­
denden W ettbewerb aber wird es 
nur selten möglich sein, die Preise 
anzuheben.

Bereits in den letzten M onaten 
des vergangenen Jahres häuften 
sich daher die A nträge der Spit­
zenorganisationen der an der Aus­
fuhr interessierten Wirtschaft, mit 
denen eine Fortführung der steuer­
lichen Begünstigung in irgendeiner

Form angestrebt wird. Der umfas­
sendste ist die Denkschrift, mit der 
die Arbeitsgemeinschaft Außen­
handel der deutschen W irtschaft 
im O ktober hervortrat. In ihr wird, 
ausgehend von der Feststellung, 
daß die W ettbewerbsgrundlagen 
der deutschen Außenwirtschaft 
schlechter seien als diejenigen in 
den Hauptkonkurrenzländern, ein 
ganzer Strauß von Steuererleichte­
rungen sowohl für die Ein- als 
auch die Ausfuhr gefordert.

Unterm auert wurden die Thesen 
dieser Denkschrift durch zwei Me­
moranden des Bremer Senators fürs 
Außenhandel, Helmken. In e inem ; 
dieser M emoranden wird auf den 
noch nicht normalen (und daher 
w eiter steigenden) Umfang der Ein­
fuhr, die Verschlechterung der 
Terms of Trade, die konjunkturelle 
hohe Inlandsnachfrage, die V er­
schlechterung der Situation in den 
Überseegebieten, die zollpolitischen 
oder finanziellen Präferenzen un­
serer wichtigsten Konkurrenzlän­
der u. a. m. hingewiesen und als 
Konsequenz die Forderung nach 
Beibehaltung der bisherigen M aß' 
nahmen erhoben, da der Entwick-
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lung nur von der Ausfuhrseite her 
begegnet werden könne. Das zweite 
M emorandum befaßt sidx mit den 
besonderen Risiken im A ußenhan­
del und stützt speziell die Forde­
rung nad i einer Selbstversidie- 
rungsrüdcstellung ab.

Die Denksdirift der Arbeitsge- 
meinsdiaft Außenhandel w ar audi 
Grundlage einer der drei Fragen 
der großen Anfrage der FDP im 
Bundestag. Die Frage, .w as die 
Bundesregierung zu tun gedenke, 
um den Außenhandelsfragen die 
ihnen im Rahmen der Gesamtwirt- 
sdiaft zukommende Beaditung zu 
sidiem ", w urde von dem Abgeord­
neten  M argulies m it den gleidien 
Argum enten begründet.

Das BWM, durdi seinen M inister 
gegenüber Sdiatzkanzler Butler ge­
bunden, zeigte von Anfang an 
keine Neigung, diese Bestrebungen 
zu unterstützen, außer denjenigen, 
die auf eine Anhebung der Aus­
fuhrvergütung auf die Höhe der 
tatsädilid ien  Umsatzsteuervorbe­
lastung abzielen. M inisterialrat 
M atthies Sdimitt, einer der profi­
liertesten V ertreter der Abteilung 
A ußenw irtsdiaft dieses M inisteri­
ums, erk lärte w iederholt und zwei­
fellos im Einverständnis m it sei­
nem Minister, daß sidi unser Ex­
port als Ganzes gesehen als kon­
kurrenzfähig erw iesen habe, dsiß 
man jedodi n id it erw arten könne, 
daß er im bisherigen Ausmaß w ei­
te r steige. Es komme je tzt weni­
ger auf die Steigerung der Quan­
titä t als auf die V erbesserung der 
Q ualität unseres Außenhandels an.

tOofeMleihtl

in  Mündien, daß eine spezielle 
Förderung des Exports grundsätz- 
lidi ebenso bedenklidi sei wie 
eine spezielle Förderung einzelner 
W irtsdiaftszweige überhaupt. Und 
die Hamburger Handelskammer 
m ödite in ihrem Jahresberid it 1955 
mit jeglid ier A rt von Steuerbegün­
stigung für einzelne W irtsdiafts­
zweige Schluß gem adit wissen.

Die Rufe nad i ertragsteuerlidien 
Erleiditerungen haben also keinen 
prominenten W iderhall. Es ist da­
her au dl sehr zweifelhaft, ob Vor- 
sdiläge des am 19. 1. 1956 ge­
gründeten Unteraussdiusses „Zur 
Herstellung gleidier W ettbew erbs­
bedingungen", der sid i aus M it­
gliedern der Bundestagsaussdiüsse 
für Außenhandel, für Finanzen und 
Steuern sowie für W irtsdiaftspoli- 
tik  rekrutiert, im Plenum durdi- 
kommen. Man will augenblicklidi

die lineare Steuersenkung und 
wird alles vermeiden, was dem 
Bundesfinanzminister Gegenargu­
m ente liefern könnte.

Leider stoßen aber audi die Be­
m ühungen um die Umgestaltung 
der Ausfuhrvergütung auf Wider» 
stand. Zwar werden nun ca. 900 
W arenpositionen innerhalb der 
vier V ergütungsstufen höher ge­
stuft. A ber die Erstattung der 
w ahren Umsatzsteuervorbelastung 
— ihre Ermittlung ist sidierlidi 
kein leichtes Unterfangen — wehrt 
der Bundesfinanzminister in  der 
bereits Ende 1954 vom Bundestag 
hierzu angeforderten und kürzlidi 
vorgelegten D enksdirift m it dem 
Argument ab, daß eine daraus re­
sultierende A usfuhrsteigerung aus 
konjunkturellen Gründen uner- 
w ünsdit ist! H ier sollte die W irt- 
sdiaft n id it lodcer lassen. (mr)

W ii liefern alle Morken gegen b®- 
. queme Monotsroten, Anzahlung 
¡schon  ab Postkarte genügt 

_  und Sie  erhalten kostenlos un­
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M ehr als früher müsse aber jetzt 
der Außenhandel als Teil eines grö­
ßeren Ganzen gesehen werden. Man 
müsse langfristig denken und sich 
um eine W irtsdiaft „aus einem 
Guß" bemühen. Unsere Exporter- 
folge seien weitgehend nur der 
Niederscäilag unserer Gesamtwirt- 
sdiaftspolitik. Ihre Erfordernisse 
seien daher heute wichtiger als 
manche punktuelle Maßnahme 
steuerlicher oder sonstiger Export­
förderung. W oran das Handels­
b la tt am 5. 12. 1955 die Bemerkung 
knüpfte, daß die Förderung eines 
Teiles nicht unbedingt die Förde­
rung des Ganzen sei. Auch H er­
mann J. Abs sagte im Dezember

„In 100 Jahren sind wir steuerfrei!"

Diese konjunktur-, finanz- und w irtsdiaftspolitisdie Prognose hat natür­
lich nichts mit der lapidaren Binsenweisheit „in 50 Jahren  ist alles 

vorbei" zu tun. Ganz im Gegenteil fußt diese optimistische Voraussage 
auf seriösen Forschungsergebnissen. Bei der derzeitigen finanzwirtsdiaft- 
lichen Entwicklung dürfte dieses Ziel — ceteris paribus — in spätestens 
der gestellten Frist erreicht sein. Schon bei einer jährlichen Finanzrück­
lage von durchschnittlich nur 7 Mrd. DM sollte es — ceteris paribus — 
nicht schwierig sein, langfristig einen Gesamtbetrag von 900 Mrd. zu 
akkumulieren, wenn nicht illegitim e Anforderungen ehem aliger Besat- 
zungsm ädite diesen Betrag schmälern.

Das Märchen vom Juliusturm  ist natürlich eine böswillige Verleum­
dung unserer Finanzverwaltung, der selbstverständlich w ohlbekannt ist, 
daß „Geld arbeiten" muß. Bei einer geschickten Anlagepolitik könnte aus 
diesen 900 Mrd. DM — ceteris paribus — bei einer bescheidenen Rendite 
von 5 Vo der Finanzverwaltung ein jährliches Dividendeneinkommen von 
45 Mrd. DM zufließen, das etwa — ceteris paribus — den gegenwärtigen 
Finanzbedarf deckt. W enn w ir also je tzt eine Ü berleistung von 
Steuern auf uns nehmen, was bei der gegenwärtigen konjunkturellen 
Situation — ceteris paribus — durchaus tragbar wäre, so können bereits 
unsere Enkel in den ungeschmälerten Genuß dieser V orleistung kommen. 
Schließlich haben wir ja  politisch auch schon manche V orleistung auf uns 
genommen, und die ökonomische Vorleistung auf eine chiliastische Er­
w artung braucht ja  nicht das Vorrecht des Ostblocks zu sein.

Natürlich gibt es bei dieser langfristigen Konzeption noch einige 
technische Einzelheiten zu klären. Keinesfalls darf durch die Investition 
von 900 Mrd. DM auf kaltem  W ege ein Eigentum des S taates an den 
Produktionsm itteln entstehen. Einer derartigen Tendenz dürfte sich der 
W irtschaftsminister w idersetzen, weil sie nicht marktkonform  ist. Selbst 
bei einer großzügigen Auslegung der W ettbewerbsordnung dürfte sich 
dadurch leicht eine Zusammenballung wirtschaftlicher Macht in  Händen 
des Staates ergeben. Der Staat muß sich selbstverständlich mit Minder­
heitsbeteiligungen begnügen, was in Anbetracht der Renditensidierung 
auch zweckmäßig wäre. Um der Gefahr einer staatlichen Überschwem­
mung am Kapitalm arkt zu entgehen, erwägt man — nach Informationen 
des im allgemeinen stets gut informierten P. Latow — den Gedanken, 
den jährlichen Reservebetrag auf ein Konto der „Steuerzahler GmbH" zu 
überweisen, von dem aus dann die Investitionen vorgenom m en werden 
sollen.

Da diese sehr hohen M ittel eine Beunruhigung des innerdeutschen 
sehr stabilen Kapitalm arktes herbeiführen könnten, w ird w eiterhin er­
wogen, dieses Kapital — wenigstens teilw eise — einer gemeinsam mit 
Frankreich betriebenen Erschließung des afrikanischen Kontinents zuzu­
führen. Damit diese eurafrikanischen Großprojekte aber n id it im W üsten­
sand verwehen, sollen dafür auch deutsche A rbeitskräfte zur Verfügung 
gestellt werden, die auf dem innerdeutschen Arbeitsm arkt durch italie­
nische A rbeitskräfte ausgeglichen werden.

(F. Asching — in V ertretung von sk)

76 1956/11


